


TGP: Sie sind auch ein Experte 
für Afghanistan. Ihr Buch „Jahre 
der Unruhe. Ali M. Zahma und 
Afghanistan“ beschreibt das 
Land in diversen Perioden, als 
es durchaus Chancen auf eine 
positive Entwicklung gab.
Prof. Reder: Ab 1980 habe ich, 
weil wir uns dort engagieren 
wollten, mit einem Ethno-
logenfreund und afghanis-

chen Aktivisten das österreichis-
che Hilfskomitee für Afghanistan 
aufgebaut. Fünfzehn Jahre bin 
ich dann immer wieder neben-
beruflich in Afghanistan und 
Pakistan gewesen. Seit damals 
habe ich afghanische Freunde, 
die schon in Wien lebten oder 
dann flüchten konnten. In Hip-
piezeiten der 1960er- und 1970er-
Jahre galt Afghanistan noch als 
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TGP: Professor Reder, Sie sind 
viel gereist, sie waren unter an-
derem in Afghanistan, in Syrien, 
in Libyen, in der Ukraine, woraus 
mehrere Publikationen entstan-
den. Mit welchen Gefühlen und 
Gedanken blicken Sie heute auf 
diese Länder, die entweder zer-
brochen sind oder ganz gravie-
rende Krisen erlebten?
Prof. Reder: Ich kann das nur 
aus meiner Position als Europäer 
und von Europa aus sehen. Poli-
tisch viel zu wenig beachtet wird, 
wie sehr Europa, mehr als jede 
andere Weltgegend, seit Jahrze-
hnten von Krisengebieten umge-
ben ist: Weißrussland, Russland, 
Ukrainekrieg, Schwierigkeiten 
mit der Türkei, mit Kurden, in 
Syrien. Ägypten ist nicht auf 
gutem Weg, Libyen ein gefalle-
ner Staat, Algerien hat immer 
noch Riesenprobleme. Bis in die 
1960er- und 1970er- Jahre konnte 

dort völlig problemlos gereist 
werden. Mitzuerleben war, wie es 
diesen Ländern zunehmend bes-
ser ging, vor allem den Frauen. 
Deren Rolle ist ja das Sichtbarste 
auch für Reisende. Sozialistische 
Ansprüche hatten das bestärkt, 
in Ägypten, in Algerien, im Irak. 
Auch ohne tief nachzuforschen 
war das erkennbar. Weil sich 
jedoch kaum Perspektiven ab-
zeichneten wurde eine Islami-
sierung vielen zur neuen Hoff-
nung. Diese Konfusionen führten 
überall zu einem Niedergang, 
ökonomisch, sozial, kulturell. 
Europas Umgebung wurde ge-
rade jenseits des Mittelmeers 
zum Krisengebiet, worauf die 
Europäische Union und ihre Mit-
gliedsstaaten mit einer gewissen 
Sprachlosigkeit reagieren. Das 
müsste uns viel dramatischer 
beschäftigen.  

„Das Mittelmeer war ein Symbol der 
Freiheit“

Jetzt sterben dort mehr Menschen 
als in Friedenszeiten je in einer 
Grenzzone umkamen. An der DDR-
Mauer gab es ein paar hundert 
Tote, hier sind es Tausende. Eine 
zynische Politik reagiert aber bloß 
mit Abschottung und Ratlosigkeit. 

IM INTERVIEW mit dem Global Player spricht Prof. Christian Reder 
über sein neuestes Buch, „Mediterrane Urbanität. Perioden vitaler 

Vielfalt als Grundlagen Europas“. Die Idee dazu entstand in der 
jüngsten Flüchtlingskrise im Mittelmeer mit ihren vielen Toten. 

Lampedusa Blick auf die Stadt Lampedusa, 2012.
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Traumland ungewöhnlicher 
Freiheit. Tausenden hat es dor-
thin und oft weiter nach Indien 
gezogen, nicht nur wegen bi-
lligem Leben und billigem 
Haschisch. Es gab nie Muslim-
Schwierigkeiten. Afghanische 
Mädchen trugen in Kabul Mi-
niröcke. Es war viel Gastfreunds-
chaft und eine relativ weltoffene 
Situation zu erleben. So hätte 
es weitergehen können, nur hat 
sich das dann durch äußerst des-
truktive internationale Einflüsse 
in wenigen Jahren total verändert 
– mit nun 40 Jahren Krieg.

TGP: Ihr neuestes Buch „Medi-
terrane Urbanität“ handelt vom 
Zusammenleben im Mittelmee-
rraum über einen Zeitraum von 
etwa 2500 vor Christus bis heute, 
vor allem aber in der Moderne. 
Gerade in Hafenstädten war es 
stets von Migration geprägt, was 
viel bewusster sein sollte. Ange-
sichts  des Massensterbens und 
der Flüchtlingsdramen werde 
das jedoch völlig weltfremd ver-
drängt, wie Sie konstatieren.  
Prof. Reder: Durchaus in meinem 
Sinn betont etwa die von mir sehr 
geschätzte Kulturwissenschaftle-
rin Aleida Assmann, dass das 
Mittelmeer, seit Generationen 

ein Symbol der Freiheit, für Fe-
rien und andere Lebensart, nun 
zum Symbol des Todes geworden 
ist. Das muss uns doch beschäf-
tigen, als übergeordnete Frage 
zum deprimierenden Kleinkrieg 
um die Aufnahme von Flücht-
lingen. Als Nachbarn oder gar 
Verwandte werden sie kaum ge-
sehen. Dabei sind die meisten 
Europäer ursprünglich aus dem 
Mittleren Osten zugewanderte 
Bauern, wie DNA-Analysen bes-
tätigen. Jetzt sterben dort mehr 
Menschen als in Friedenszeiten 
je in einer Grenzzone umkamen. 
An der DDR-Mauer gab es ein 
paar hundert Tote, hier sind es 
Tausende. Eine zynische Poli-
tik reagiert aber bloß mit Abs-
chottung und Ratlosigkeit. 

TGP: Gab es für Sie ein auslö-
sendes Moment, dieses Buch 
zu schreiben, oder war das ein 
längerer Prozess?
Prof. Reder: Wie so viele irritiert 
mich die unglaublich einfältige 
Debatte über Migration und Asyl. 
Realitäten werden verdrängt, die 
vielen Toten, die trostlosen Lager. 
Das brachte mich zum Nachfors-
chen darüber, wie sich das die 
letzten ein, zweihundert Jahre 
entwickelt hat, auch angesichts 

der Millionen aus Europa nach 
Übersee Gezogener. Städte wie 
Istanbul interessierten mich be-
sonders, wo ich oft war und dazu 
schon früher publiziert habe. 
Bewusst ist doch kaum, dass 
dort vor dem ersten Weltkrieg 
zehntausende Griechen, Arme-
nier und zugewanderte Europäer 
gelebt haben, insgesamt mehr 
nominelle Christen als Musli-
me. Ähnlich in Alexandria, wo 
noch um 1960 neben Ägyptern 
Italiener, Juden, Griechen das 
Stadtleben prägten. Das waren, 
plakativ gesagt, frühe kleine New 
Yorks, wo die Vielfalt lange ers-
taunlich friktionslos funktionier-
te. Das osmanische Reich war 
gerade in Glaubensfragen viel 
toleranter als christliche Impe-
rien, von denen Muslime, Juden 
oder Protestanten immer wieder 
verfolgt, vertrieben oder umge-
bracht wurden. So lange ist das 
nicht her. Solche Dimensionen 
von Fremdenfeindlichkeit in Eu-
ropa sollten bewusst bleiben, 
werden aber heruntergespielt.  

TGP: Sie erinnern in Ihrem Buch 
an die historische Bedeutung des 
antiken Roms für ein umfassen-
des Bürgerrecht. Denn seit dem 
Edikt von Caracalla im Jahr 212 

▶

Christian Reder, geb. 1944 
in Budapest, emer. Professor 
für Kunst- und Wissenstrans-
fer an der Universität für an-
gewandte Kunst Wien, Pro-
jektentwickler, Herausgeber, 
Essayist. Jüngste Bücher: Me-
diterrane Urbanität. Perioden 
vitaler Vielfalt als Grundlagern 
Europas (2020), Noch Jah-
re der Unruhe … Ali M. Zah-
ma und Afghanistan (2018), 
Deformierte Bürgerlichkeit 
(2016) zur NS-Zeit.

war jeder freie Bürger sowohl 
Bürger der eigenen Stadt als 
auch Bürger von Rom. Diese 
Doppel- und Mehrgleisigkeit 
kultureller Identitäten wäre 
eigentlich das, was wir heute 
in Europa als gelebte Realität 
anerkennen müssten, gerade in 
Zeiten mit großen Migrations-
bewegungen oder danach. In der 
Europäischen Union vermissen 
Sie ein solches integrierendes 
Selbstverständnis, gerade weil 
Nationales und damit Ausgren-
zendes so bestimmend bleibt.
Prof. Reder: Forderungen nach 
Integration sehe ich skeptisch, 
als fiktive Vereinheitlichung. 
Wichtiger wäre, aus Städten 
Orte der Vielheit zu machen, 
bewusster als das heute passiert. 
Es geht doch längst darum, trotz 
unterschiedlicher Herkunft, di-
versen Nationalitäten und Mut-
tersprachen zusammenzuleben. 
Muss sich jeder und jede mehr 
oder minder total integrieren? 
Wie weit soll Assimilierung ge-
hen? Diversität  macht doch eine 
Stadt aus. Eine hinreichend tole-
rante Vielfalt soll erlebbar sein, 
eben möglichst ,zivilisiert‘. Dass 
sich Gruppen wie in Klassen-
gesellschaften abgrenzen wird 
es weiterhin geben. Mit der 
Zeit werden sie durchlässiger, 
auch wenn vorerst nicht unte-
reinander geheiratet wird und 
Traditionen verteidigt werden. 
Gerade die Anonymität der Stadt 
kann mitwirken, diesbezügliche 
Differenzen abzumildern, weil 
Kontakte zufälliger entstehen. 
Integration kann doch nicht 
heißen, alles wird eins und alle 
müssen mit allen können, wie 
in der einst beschworenen Volk-
sgemeinschaft der Nazis, wo nie-
mand mehr durch abweichendes 
Verhalten auffallen sollte – als 
Endstadium von ,Integration‘. 
Wir leben doch alle auf unsere 
Weise fragmentiert, in Kreisen 
wo wir uns halbwegs verste-
hen. Dass das jetzt als „Blasen“ 
ohne relevante Außenkontakte 
problematisiert wird, halte ich 
für eine artifizielle Diskussion. 

Foto: Jorit Aust. Das 
Foto entstand im 
Zusammenhang mit 
Christoph Steinbre-
ners Projekt "Ope-
ration Figurini"
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Wer lebt schon mit Feinden und 
Gegnern zusammen? Die gibt 
es. Wegen völlig verschiedener 
Gedankenwelten rede ich mit 
FPÖ-Gläubigen höchstens drei 
Minuten. Ich kenne auch keine 
privat. Essenziell bleibt, zivilisiert 
miteinander auszukommen. Wer 
das ablehnt, stilisiert sich zum 
eigentlichen Fremden.

TGP: Das führt zur Frage, wa-
rum Europa nicht mehr aus sich 
machen will, nicht über sich hi-
nauswachsen will, pluralistisch 
und numerisch? 
Prof. Reder: Der von mir sehr 
geschätzte Historiker Timothy 
Snyder hat in einer großartigen 
Rede zu Europa gesagt, dass die 
nationale Geschichtsschreibung 
überall ausblendet, dass sich Eu-
ropa durch dynastische Reiche 
und nicht durch Nationen ge-
bildet hat. Noch bis ins 18. Jahr-
hundert konnten sich Nord- und 
Südfranzosen sprachlich nicht 
verstehen, in Italien war das bis 
zur Schulpflicht auch so. In der 
Habsburger-Monarchie lebten 
gut fünfzehn Nationalitäten. 
Dass das auf Nationalgeschi-
chten reduziert wurde, hat dann 
die Vorstellungen ganzer Gene-
rationen verengt.

TGP: Die Nationenbildung bra-
chte aber auch die Partizipation 
der Bürger.
 

Prof. Reder: Es soll zum Weiter-
denken anspornen. Bewusster 
sollte sein, dass in allen größe-
ren Städten, auch in Wien, das 
Zusammenleben im Prinzip 
relativ leidlich funktioniert, 
nach der ganzen Zäsur der 
Nazizeit. In Österreich werden 
etwa 200 Sprachen gespro-
chen, als eher unterschwellige 
Multikulti-Realität... 

TGP: Multikulti ist für mich ein 
schönes Wort. Ich weiß nicht, 
was die Menschen immer da-
gegen haben.
Prof. Reder: Mangels politis-
cher und medialer Vermittlung 
wird diese statistische Vielfalt 
jedoch nicht wirklich begriffen. 
Das fördert wieder ein Aus-
grenzen. Nicht einmal was In-
tegration meinen könnte wird 
gründlicher diskutiert. Im Kern 
hieße es, sich an die Gesetze zu 
halten und in toleranter Weise 
zivilisiert zu leben. Was geges-
sen wird, was für eine Religion 
jemand hat,  ginge niemanden 
etwas an. Erst wenn Aversionen 
öffentlich aggressiv spürbar wer-
den, braucht es Reaktionen und 
Mediation. Vieles wird derzeit 
systematisch übertrieben, weil 
Fremde zum politisch nutzba-
ren Thema wurden – und das 
in einem Tourismusland. Das 
vergiftet das Klima. Dabei kam 
mit einer afghanischen Freun-
desfamilie, die ich seit 40 Jahren 
kenne, erst kürzlich zur Sprache, 
dass sie als Hazara, einem latent 
unterdrückten Stamm in Afgha-
nistan, Schiiten und nicht Sunni-
ten sind. Beidseitig war uns das 
nie wichtig. Auch mich fragt nie 
wer, ob ich Katholik, Protestant, 
jüdisch oder ungläubig bin. Ist 
das in Ihren Kreisen ein Thema? 

TGP: Nein, aber es hat sich verän-
dert, über die Jahre…
Prof. Reder: … weil stereotype 
Zuordnungen wie Religion wie-
der wichtig genommen werden, 
Das ist doch absurd!

 

Prof. Reder: Als historische Zwis-
chenphase ist sie nicht wegzu-
denken. Wir gingen jedoch von 
Integration aus. Ethnisch homo-
gene Nationen hat es als Staaten 
nie gegeben. Um so problema-
tischer sind Forderungen nach 
Bereitschaft zu Gleichartigkeit. 

TGP: Das setzt voraus, dass es 
andere Ideale gibt ...
Prof. Reder: Als Verfassungspa-
triot ist für mich der plausible 
Rahmen, in einem demokratis-
chen Rechtsstaat, in dem Chan-
cengleichheit und Gemeinwohl 
wichtige Themen sind, zivili-
siert mit vielfältigen Menschen 
zusammenzuleben.

TGP: Für Europa sei der Mittel-
meerraum das reiche Funda-
ment, wie Sie sagen, durch die 
Agilität seiner Menschen, durch 
den Austausch, das Kommen, 
das Gehen, das Nehmen, das 
Verstehen, das Gestalten, den 
ganzen Handel. Sie skizzieren 
auch die Lebensweisen, die 
Sozialisation. Sie beschreiben 
Städte wie Dubrovnik, Triest, 
Palermo, eine sehr komple-
xe Geschichte, als Frage des 
Dominierens und Dominiert-
Werdens. Mich interessiert Ihr 
persönliches Ansinnen: Was 
soll der Europäer, was soll die 
Europäerin aus diesem Buch 
„Mediterrane Urbanität“ lernen? 
 

TGP: Und Sie meinen, diese ste-
reotypen Bilder sollten durch-
brochen werden, um wieder dem 
Individuum zu begegnen und 
nicht seiner Herkunft? 
Prof. Reder: Absolut. In moder-
nen Gesellschaften leben wir 
sowieso mit vielen Identitäten, 
als Mann, Frau, Vater, Mutter, Le-
hrer, mit politische Ausrichtung 
und, und, und. Soziologisch ist 
das doch völlig klar. Ein Selbst-
bewusstsein müsste sich dafür 
öffnen, leben wir doch  längst  
in ziemlich diffus gemischten 
sogenannten Kulturen, die sich 
nicht mehr abgrenzen lassen.  

TGP: Müssten Europäer und Eu-
ropäerinnen somit ihre eigene 
Geschichte besser verstehen?
Prof. Reder: Obwohl ich als Poli-
tikwissenschaftler die höchsten 
Bildungswege durchlaufen habe, 
war Diversität nie wirklich ein 
Thema. Nationales blieb stets 
wichtiger. Was haben wir schon 
von der Slowakei, von Italien, 
vom Mittelmeerraum oder 
Afrika erfahren? Um großräu-
miges Denken ging es nie. Das 
ist selbst in der Politik besten-
falls sporadisch zu merken. Auch 
deshalb ist das Verständnis für 
zu uns strebende Flüchtlinge 
so dürftig. Dabei erwarten sie 
in Europa Möglichkeiten und 
Freiheiten, Rechtsstaatlichkeit 
und Chancen. Diese Attraktivi-
tät verspielt Europa mit seiner 
Abschreckungspolitik. Dabei 
könnte es mit seinen demo-
kratischen Strukturen und mit 
konsequenten Asyl- und Zuwan-
derungsregeln als Modell für die 
ganze Welt gelten. Nur erleben 
das Flüchtlinge von Anfang an 
ganz anders, ob in Griechenland, 
Italien oder am Balkan. Wie viel 
Bitterkeit diese Flüchtlingsabwe-
hr in der arabischen, muslimis-
chen Welt und sonst wo erzeugt 
wird zynisch hingenommen, 
wird aber über Handys weithin 
bekannt. Wenn Flüchtlinge oft 
über Jahre wie Tiere vegetieren 
müssen ist das nicht nur für das 

Cristian Reder, 
"Mediterrane Urbani-
tät - Perioden vitaler 
Vielfalt als Grundlagen 
Europas".
Mandelbaum-Verlag, 
Wien 2020

C
ris

tia
n 

R
ed

er



Spanien
7

03/21 -06/21

Menschenrechts-Europa eine 
Schande, es blockiert auf persön-
licher Ebene für Generationen 
eine neuerliche Annäherung.  

TGP: Wodurch Feinde Europas 
großen Zuspruch erhalten. Wei-
terhin geht es um Double-Stan-
dards von Europas Erfolgsstory 
in Bezug auf demokratische 
Entwicklung und gesellschaft-
lichen Fortschritt. Denn zu den 
seit dem 19. Jahrhundert errun-
genen Bürgerrechten kam es um 
den Preis der Versklavung der 
Menschen in Übersee, denen die 
volle Menschlichkeit abgespro-
chen wurde. Den demokratis-
chen politischen Eliten in vielen 
Ländern des Südens wurde das 
Genick gebrochen. Für Europa 
immer noch Vermittlerrollen zu 
sehen, müsste doch zur Frage 
führen, was das heute bedeuten 
kann, nicht nur für die Europäer, 
sondern für alle? 
Prof. Reder: Sogar der Freiheits- 
und Demokratiegedanken pro-
pagierende Europarat ist auf 
den Osten, nicht aber auf den 
Mittelmeerraum orientiert. Das 
demonstriert, wie schief sich 
internationale Beziehungen 
strukturieren. In den 1960er-
, 1970er-Jahren waren wir uns 
schon weit näher. Das driftet 
jedoch wieder auseinander. 
Sogar von einem islamischen 
und einem christlichen Mittel-
meerraum ist wieder die Rede, 
wie in Kreuzzugszeiten, was ich  
als Rückgriff auf religiöse Diffe-
renzen für völlig absurd halte. 
Denn im Kern geht es um soziale 
Fragen, um Demokratie und die 
Annäherung reicher und armer 
Gesellschaften – auch innerhalb 
der muslimisch orientierten 
Welt. Daran müsste in säkula-
rer Weise entschieden gearbeitet 
werden! Die Aussichten dafür 
bleiben aber vielerorts seit Jahr-
zehnten diffus. ■

Von je her ist das Territorium des 
heutigen Spanien durch einen 
stark ausgeprägten Regionalis-
mus gekennzeichnet; wahr-
scheinlich ist dieser sogar ein 
distinktives Merkmal des Landes.

Besonders stark manifes-
tiert er sich im Baskenland und 
Katalonien. Beide autonomen 
Gemeinschaften zählen zu den 
wirtschaftlich stärksten Gebieten 
des Königreichs.

Gerade die Staatsform der 
Monarchie aber ist es, die von 
zahlreichen Bürgern nun scheel 
betrachtet wird. Die Gründe 
hierfür sind einerseits histori-
scher Natur; andrerseits wird 
auch dem früheren König, Juan 
Carlos I., einiges angelastet, was 
sich gegen Ende seiner Amtszeit 
zugetragen hat.

Von allen Seiten anerkannt 
ist sein Verdienst um einen fried-
vollen Übergang, die Transición, 
aus der Franco-Diktatur hin zu 
einem demokratischen Rechts-
staat nach westeuropäischem 
Muster. Franco selbst hatte noch 

den Bourbonen zu seinem Nach-
folger bestimmt, und dieser 
ließ nach dem Tod des Caudillo 
("Führer") 1975 auch gleich er-
kennen, dass die Reise in Rich-
tung Demokratie gehen würde. 

Die Abschaffung der mon-
archischen Staatsform, wie sie 
heute auch von der kleineren 
Regierungspartei Podemos im-
mer wieder aufs Tapet gebracht 
wird, stand damals meines Wis-
sens allerdings nicht zur Debatte. 
1978 bekam Spanien dann seine 
neue Verfassung, als deren we-
sentlicher Merkmalszug auch 
die starke Rolle der autonomen 
Gemeinschaften (Statut für Ka-
talonien seit 1979) stehen kann.

Damit wurde einerseits der 
historischen Bedeutung der ein-
zelnen Regionen im Gefüge des 
Gesamtstaates Rechnung getra-
gen, andrerseits machte man so 
die während der Diktatur stark 
beschnittenen föderalen Rechte 
wieder geltend.

Einen Sonderfall unter den 
spanischen Regionen stellt, wie 

bereits erwähnt, Katalonien dar. 
Nicht nur, dass man hier eine 
eigene Sprache spricht und sich 
vor allem in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts an Nord-
Europa orientiert zeigte, zudem 
kennt das ans Mittelmeer an-
grenzende Katalonien - ähnlich 
wie das Baskenland - eine lan-
ge Tradition der Selbstbestim-
mung und parlamentarischen 
Selbstverwaltung.

Barcelona, die katalanische 
Hauptstadt, war im Bürgerkrieg 
bis zu ihrem Fall im März 1939 
eine republikanische Bastion 
und stand auch schon zuvor dem 
Zentralismus der Bourbonen in 
stärkerem oder schwächerem 
Grad ablehnend gegenüber.

Die Diadà, die jährlich am 
11. September begangen wird, 
gilt als der katalanische Natio-
nalfeiertag und erinnert an die 
Niederlage der mit den Habsbur-
gern verbündeten Katalanen im 
Spanischen Erbfolgekrieg 1713. 
Damals wurden wesentliche 
Teile der katalanischen Selbst-
verwaltung abgeschafft.

In jüngster Zeit haben sich 
die Unabhängigkeitsbestrebun-
gen in Katalonien wieder ver-
stärkt. Klar abzulesen ist dies an 
den Parlamentswahlen vom 14. 
Februar 2021, bei welchen die 
Parteien, welche eine Unabhän-
gigkeit befürworten, eine Mehr-
zahl an Sitzen im katalanischen 
Parlament gewinnen konnten. 

Von KLAUS STANZER  
Klaus Stanzer schreibt Texte verschiedener Genres. Er hat seine 
Diplomarbeit über die Darstellung des konfliktreichen Verhältnisses 
zwischen Madrid und Barcelona in literarischen Texten verfasst (2002).

Die katalanischen Unabhängigkeitsbestrebungen - 
ein paar historische Daten

In Spanien wurden mit der seit 1978 gültigen Verfassung 
autonome Gebiete, wie zum Beispiel Katalonien, gestärkt. Bei den 

Parlamentswahlen im Februar 2021 hat sich eine Mehrheit der 
Abgeordneten für die Unabhängigkeit Kataloniens ausgesprochen.

Drei Flaggen. König Juan Carlos I (links). Franco 1930 (rechts)
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